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Antrag 

Hannover, den 28.11.2018 

Antrag der Abgeordneten Wiebke Osigus (SPD), Anja Piel (GRÜNE), Sylvia Bruns (FDP) und 71 
weiterer Mitglieder der Fraktion der SPD, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion der 
FDP 

§ 219 a StGB ersatzlos streichen - Frauenrechte stärken! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Entschließung 

Der Landtag fordert die Landesregierung auf, sich für die ersatzlose Streichung des § 219 a StGB 
auf Bundesebene einzusetzen. 

Begründung 

§ 219 a StGB schränkt die Informationsmöglichkeiten über Schwangerschaftsabbrüche unbillig ein. 
Hiervon betroffen sind auch Ärztinnen und Ärzte, die Informationen über Schwangerschaftsabbrü-
che auslegen oder veröffentlichen. Gleiches gilt auch für die Bereitstellung von Adressen, bei-
spielsweise in Beratungsstellen. Wir stellen uns gegen diese Bevormundung von Frauen, die sich 
in einer Notlage befinden. Wir wollen, dass sämtliche Informationen, die zu einer Entscheidungsfin-
dung notwendig sind, frei zugänglich sind, und diejenigen, die solche Informationen zur Verfügung 
stellen, hierfür keine Sanktionen befürchten müssen. 

Abtreibungen sind in Deutschland generell verboten und nur unter ganz engen gesetzlich vorgese-
henen Voraussetzungen erlaubt. Zudem ist standesrechtlich, insbesondere gemäß § 27 der Mus-
ter-Berufsordnung Ärztinnen und Ärzten u. a. anpreisende, irreführende oder vergleichende Wer-
bung untersagt. Eines weiteren Schutzes durch § 219 a StGB, der kaum eine kriminalpolitische Re-
levanz hat, bedarf es daher nicht. 

Zudem setzen wir uns für die Ersatzlosigkeit der Streichung ein, da ein Erhalt einzelner Alternativen 
als Ordnungswidrigkeit ebenfalls wieder zu einer Einschränkung der Informationsmöglichkeiten füh-
ren würde. 

 

 

 

Adomat, Dirk 
Andretta, Dr. Gabriele 
Ansmann, Holger 
Arends, Matthias 
Becker, Karsten 
Beekhuis, Jochen 
Birkner, Dr. Stefan 
Bode, Jörg 
Bosse, Marcus 
Brammer, Axel 
Bruns, Sylvia 
Byl, Imke 
Domeier, Jörn  

Eilers, Hillgriet 
Emmerich-Kopatsch, Petra 
Försterling, Björn 
Genthe, Dr. Marco 
Glosemeyer, Immacolata 
Grascha, Christian 
Grupe, Hermann 
Hamburg, Julia Willie 
Hanisch, Thordies 
Hausmann, Karl Heinz 
Heiligenstadt, Frauke 
Heilmann, Tobias 
Henning, Frank 



Niedersächsischer Landtag – 18. Wahlperiode Drucksache 18/2276 

 

2 
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Kreiser, Dunja  
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Pantazis, Dr. Christos 

Piel, Anja 
Pistorius, Boris 
Politze, Stefan 
Pott, Guido 
Prange, Ulf 
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Saipa, Dr. Alexander  
Santjer, Uwe 
Schröder-Ehlers, Andrea 
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(Verteilt am 04.12.2018) 
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